
Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Freunde, 
 
ich hoffe, Ihr habt die Feiertage erholsam verbracht und konntet 
mit frischer Energie in das neue Jahr starten. Ich wünsche Euch 
und Euren Familien alles Gute und uns allen: Mut, Kraft und 
Selbstvertrauen für die bevorstehenden Aufgaben. 
Die 20er Jahre brechen an. Sie werden ein Jahrzehnt des Wan-
dels: des Strukturwandels, des gesellschaftlichen Wandels, des 
digitalen Wandels, des Wandels in der Arbeitswelt. Die Chancen, 
die diese Veränderungen bergen gilt es zu nutzen, indem wir jetzt 
die richtigen Weichen stellen. Wie das geschehen soll, damit ha-
ben wir uns in unserer Jahresauftaktklausur letzte Woche beschäftigt.  
Gleich in der erste Sitzungswoche des neuen Jahres haben wir dann über ein ganz sensibles Thema ab-
gestimmt. Über 10.000 Menschen warten in Deutschland auf ein Organ. Nur 932 Organe wurden je-
doch im letzten Jahr gespendet. Grundsätzlich sind sich alle einig, dass die Spenderzahlen erhöht wer-
den müssen. Zu der Frage wie das Geschehen soll, lagen zwei konkurrierende Gesetzentwürfe vor, die 
jeweils von Abgeordneten verschiedener Fraktionen unterstützt wurden. Sowohl die Zustimmungs- als 
auch die doppelte Widerspruchslösung sehen umfangreiche Aufklärungs- und Informationskampagnen 
der Bevölkerung vor, um die neuen Regeln bekannt zu machen. Es war eine höchst schwierige ethische 
Frage. Ich persönlich habe für die Widerspruchslösung gestimmt. Dass nun der konkurrierende Vor-
schlag angenommen wurde, kann ich dennoch gut verstehen und akzeptieren. Es ist eben eine ethische 
Gewissensentscheidung gewesen, die jeder Abgeordnete persönlich treffen musste.  
Der nun beschlossene Entwurf sieht vor, dass Bürger künftig bei Behörden und Ärzten für Organspende 
sensibilisiert werden und ihre Spendenbereitschaft in einem Online-Register festhalten können. Auch 
das halte ich für einen wichtigen Schritt in die richtige Richtung.  Übrigens: Falls ihr noch keinen Organ-
spendeausweis habt, könnt ihr Euch gerne ab nächster 
Woche einen bei mir im Wahlkreisbüro abholen. 
 
Euer 

 

Johannes Schraps. 

 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 

Ihr findet mich auch bei:  
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ARBEITSTREFFEN DER  ARBEITSGRUPPE „MIGRATION UND INTEGRATION“ DER 
OSTSEEPARLAMENTARIERKONFERENZ  

Zum Start ins Jahr 2020 kam im 
Bundestag in Berlin die Arbeits-
gruppe „Migration & Integrati-
on“ der Ostsee-
Parlamentarierkonferenz zusam-
men. Als Vorsitzender der Bun-
destagsdelegation durfte ich als 
Gastgeber die Kolleginnen und 
Kollegen aus den anderen Ostsee
-Anrainern begrüßen. 

Wir haben uns noch einmal in-
tensiver mit der speziellen Situa-
tion von unbegleiteten minder-
jährigen Geflüchteten und den 
vielfältigen Erfahrungen mit den 
Migrationsgesetzen in den Län-
dern der Ostseeregion auseinan-
dergesetzt. Bei der Jahrestagung 
im August wird dann in Vilnius 
der Abschlussbericht der dreijäh-
rigen Arbeitsgruppe vorgestellt. 
Der Austausch von Erfahrungen 
und das gegenseitige Voneinan-
der Lernen sind ein essentieller 
Teil der Zusammenarbeit im Rah-
men der Ostseekooperation. 

 

 

 

 

Die Ostseeparlamentarierkonferenz, Baltic Sea Parliamentary Conference (BSPC), ist das parlamenta-
rische Forum der Ostseeregion. Sie wurde 1991  gegründet mit dem Ziel, eine engere Zusammenar-
beit zwischen den nationalen und regionalen Parlamenten zu fördern. Zu Beginn umweltpolitische 
Themen und Fragen der maritimen Sicherheit im Vordergrund, heute werden auch wirtschafts- und 
sozialpolitische Fragen ebenso wie Fragen zum Klimawandel und der Energiepolitik von den Teilneh-
merstaaten diskutiert. In der BSPC sind die Parlamente aus Deutschland, Russland, Dänemark, Est-
land, den Färöer-Inseln, Finnland, Island, Lettland, Litauen, Polen, Schweden und Norwegen, den 
Åland Inseln, den Hansestädten Bremen und Hamburg, der Region Kaliningrad, der Republik Karelien, 
der Stadt St. Petersburg, der Region Leningrad, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein vertre-
ten. Zu dem der der Nordischer Rat, die Versammlung der Organisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit (OSZE), die Baltische Versammlung, Europäisches Parlament und der Europarat teil.  

INFO 
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Am Freitag habe ich gleich mei-
ne erste Rede im Plenum des 
Deutschen Bundestages im Jahr 
2020 gehalten. Es ging um einen 
Antrag der Grünen zur deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft 
2020. In meiner Rede habe ich 
daran erinnert, dass Deutsch-
land zuletzt im Jahr 2007 die EU-
Ratspräsidentschaft innehatte. 
Dafür hatte ich extra nochmal 
die offizielle Krawatte der dama-
ligen Präsidentschaft aus dem 
Schrank gekramt. Heute etwas 
aus der Mode gekommen, aber 
während der Berlin Fashion 
Week kann man alles tragen, 
habe ich gehört. Auch damals 
war es keine einfache Zeit für 
die Europäische Union. Die Refe-
renden in Frankreich und den 
Niederlanden hatten den Euro-
päischen Verfassungsprozess 
gerade ziemlich zum Erliegen 
gebracht. Deutschlands Initiative 
war gefragt, um eine neue ge-
meinsame Grundlage für die EU 
zu finden. Beim Rat in Brüssel 
verständigten sich die Mitglieds-
staaten damals auf die Kern-
punkte des Vertrages von Lissa-
bon – der seit 2009 in Kraft ist 
und auch aktuell die Grundlage 
für unser friedliches Zusammen-
leben in der Europäischen Union 
darstellt. Das war 2007 eine 
maßgebliche Weiterentwick-
lung. Auch heute haben wir ganz 
sicher keine leichten Zeiten. 
Deswegen steht Europa ganz 
vorne im Koalitionsvertrag. 
Auch, wenn zweifellos noch Zie-
le auf die Umsetzung warten, 

beispielsweise bei der Ausgestal-
tung des Europäischen Haus-
halts und beim Mehrjährigen 
Finanzrahmen  – in vielen Berei-
chen, die wir uns in der Koalition 
vorgenommen haben, gibt es 
bereits sehr gute Entwicklungen 
– Finanzminister Olaf Scholz hat 
mit zahlreichen Initiativen zur 
Weiterentwicklung der Banken-
union beigetragen und ist ge-
meinsam mit anderen Ländern 
wichtige Schritte zu einem fairen 
Steuersystem gegangen. Zur Fi-
nanztransaktionssteuer gibt es 
nach vielen Jahren endlich eine 
grundlegende Verständigung 
und auch die Vorschläge zur eu-
ropäischen Arbeitslosenrückver-
sicherung haben wichtige Impul-
se für die europäische Debatte 
gegeben. Mit Blick auf das Sozia-
le Europa waren aber auch die 
Überarbeitung der Entsende-
richtlinie und die Gründung der 
Europäischen Arbeitsbehörde  

wichtige Schritte für die Stär-
kung des Prinzips „Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit am gleichen 
Ort“. Und genauso wollen wir 
auch die EU-Ratspräsidentschaft 
dafür nutzen, weiter für ein star-
kes und solidarisches Europa zu 
arbeiten. Um wichtige inhaltli-
che Vorhaben umsetzen zu kön-
nen, muss Europa jedoch nach 
innen und nach außen stark blei-
ben und zu seinen Werten ste-
hen. Deswegen halte ich es für 
außerordentlich wichtig, wenn 
wir den Schutz von  Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit – auch in 
unserer Ratspräsidentschaft – zu 
einer unserer wichtigsten Priori-
täten machen. Genau wie vor 
dreizehn Jahren spüren wir die 
große Verantwortung für Euro-
pa. Genau wie damals werden 
wir alles dafür tun, damit euro-
päische Interessen durch die 
deutsche Ratspräsidentschaft 
bestmöglich vertreten werden. 

Mein Kollege Dirk Adomat und Nathanael Siever, der aktuell ein 
Praktikum in meinem Büro absolviert, waren mit dabei. 

REDE ZUR DEUTSCHEN EU-RATSPRÄSIDENTSCHAFT 
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AUSSTELLUNG IN DER LANDESVERTRETUNG NIEDERSACHSENS ZUR ROLLE DER PO-
LIZEI ZUM SCHUTZ UNSERER DEMOKRATIE  

Ich freue mich immer sehr, wenn 
ich kreative Ideen aus dem We-
serbergland in Berlin finde. So 
auch in der letzten Woche. Eine 
ausgezeichnete Ausstellung mit 
Hamelner Beteiligung durfte ich 
diese Woche in der Landesver-
tretung von Niedersachsen in 
Berlin bestaunen. Dort findet ak-
tuell die Ausstellung „Freunde 
Helfer Straßenkämpfer - Die Poli-
zei in der Weimarer Republik" 

statt. Für die Gewerkschaft der 
Polizei führt unter anderem der 
Vorsitzende der Gewerkschaft 
der Polizei Bezirksgruppe Göttin-
gen Ralf Hermes durch die Aus-
stellung. Der Hamelner erklärt 
dabei unter anderem um die Rol-
le und Geschichte der Polizei in 
den Gründerjahren unserer ers-
ten Republik und im Rahmen der 
Machtübernahme der National-
sozialisten. Bei der Ausstellungs-

eröffnung der Zentralen Polizei-
direktion Niedersachsen hielt un-
ser niedersächsischer Innenmi-
nister Boris Pistorius eine hervor-
ragende Rede zur Stärkung der 
polizeilichen Widerstandskraft 
gegen demokratiegefärdende 
Erscheinungen. Diese Ausstel-
lung macht deutlich, dass viele 
Erkenntnisse aus der damaligen 
Zeit auch für die heutige Zeit 
wichtig sein können. 
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THEMENÜBERBLICK BUNDESTAG 

Einführung einer Wohnungslo-
senstatistik 
Wohnungslosigkeit gehört zu 
den bedrückendsten Formen 
von Armut. Sie führt nicht nur zu 
sozialer Ausgrenzung, sondern 
bringt die betroffenen Men-
schen in eine extrem kritische 
Lage. Wir müssen daher wirk-
sam gegen Wohnungslosigkeit 
vorgehen. Bund, Länder und 
Kommunen sind hier gleicher-
maßen gefordert. Allerdings ste-
hen bislang keine belastbaren 
Daten und Statistiken darüber 
zur Verfügung, wie viele Men-
schen tatsächlich von Woh-
nungslosigkeit betroffen sind. 
Deswegen wurde diese Woche 
über die Einführung einer Woh-
nungslosenberichterstattung be-
raten. Mit einem Änderungsan-
trag greifen wir die Anregung 
der Ausschussanhörung auf, die 
Statistik mittelfristig - soweit 
möglich - auf eine breitere Da-
tengrundlage zu stellen. Mit der 
Einführung einer gesetzlich gere-
gelten Bundesstatistik schaffen 
wir erstmals eine solide Daten-
grundlage zur Wohnungslosig-
keit in Deutschland. Die Statistik 
soll dazu beitragen, um vor Ort 
passende Maßnahmen und Prä-
ventionsprogramme auf den 
Weg zu bringen, die Wohnungs- 
und Obdachlosigkeit vermeiden. 
 
Versuchsstrafbarkeit des Cy-
bergroomings 
Das Ansprechen von Kindern im 
Internet mit dem Ziel der An-

bahnung sexueller Kontakte ist 
seit dem Jahre 2004 als soge-
nanntes Cybergrooming 
strafbar. Da die Norm jedoch 
bereits vorbereitende Handlun-
gen des Täters unter Strafe 
stellt, wird dieser Tatbestand 
nach geltendem Recht ausdrück-
lich von der Versuchsstrafbarkeit 
ausgenommen. Der Straftatbe-
stand greift deshalb bisher dann 
nicht, wenn der Täter irrig 
glaubt, auf ein Kind einzuwirken, 
tatsächlich aber mit einem Er-
wachsenen, z.B. Elternteil oder 
Ermittler kommuniziert. Mit 
dem Gesetz stellen wir den Ver-
such des Cybergroomings in Zu-
kunft unter Strafe, wenn die 
Vollendung der Tat allein daran 
scheitert, dass der Täter irrig an-
nimmt, auf ein Kind einzuwir-
ken. Zudem erweitern wir die 
Handlungsmöglichkeiten der 
Strafverfolgungsbehörden im 
Rahmen der Ermittlungen we-
gen des Verdachts der Kinder-
pornographie. Die einschlägigen 
Foren verlangen von den Nut-
zern zumeist, dass diese bei der 
erstmaligen Registrierung und 
dann in regelmäßigen Abstän-
den als „Vertrauensbeweis“ 
selbst kinderpornographisches 
Material zur Verfügung stellen. 
Den Ermittlungsbehörden ist 
nach geltendem Recht der Zu-
gang zu diesen Foren daher er-
heblich erschwert. Die neue Re-
gelung soll den Strafverfolgungs-
behörden daher unter engen 
Voraussetzungen erlauben, kin-

derpornographische Schriften 
künstlich (computergeneriert) 
herzustellen und für Ermittlun-
gen zu verwenden. Die Nutzung 
von echten Bildern bleibt selbst-
verständlich verboten. Diese 
dürfen auch nicht zur Herstel-
lung der künstlichen Bilder ver-
wendet werden. 
 
Verbesserung der Rahmenbe-
dingungen luftsicherheitsrecht-
licher Zuverlässigkeitsüberprü-
fungen 
Dieser Gesetzentwurf soll zu ei-
ner weiteren Verbesserung der 
Luftsicherheit führen. Angriffe 
sogenannter Innentäter können 
heute eine große Bedrohung für 
die Sicherheit des zivilen Luft-
verkehrs darstellen. Zum Schutz 
vor derartigen Angriffen wird die 
Zuverlässigkeit aller Personen 
überprüft, die in besonderer 
Weise Einfluss auf die Sicherheit 
des Luftverkehrs nehmen kön-
nen. Hierzu sollen die Rahmen-
bedingungen dieser luftsicher-
heitsrechtlichen Zuverlässig-
keitsüberprüfungen maßgeblich 
verbessert werden. Im Wesentli-
chen sollen die Möglichkeiten 
des Informationsaustausches 
zwischen den Luftsicherheits- 
und anderen Behörden 
(insbesondere der Bundespolizei 
und den Zollbehörden) zum 
Zweck der Zuverlässigkeitsüber-
prüfung von luftsicherheitsrele-
vanten Personen erweitert wer-
den.  
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Der enge Kontakt zu den Landrä-
ten und Bürgermeistern in mei-
nem Wahlkreis ist mir sehr wich-
tig. So können wir Hand in Hand 
das Beste für unsere Region er-
reichen. In den nächsten Wo-
chen und Monaten finden bei 
uns wichtige Wahlen statt. Am 
08. März wählen die Hameln-
Pyrmonter einen neuen Landrat, 
am 7. Juni wird in Uslar und am 
13. September in Einbeck ein 
neuer Bürgermeister gewählt. 
Bereits am 15. März wählt die 

Samtgemeinde Boffzen-
Lauenförde einen Nachfolger für 
unseren langjährigen Bürger-
meister Uwe König. Ich stelle 
euch hier unsere Kandidaten für 
die Wahlen vor. Beginnen möch-
te ich mit Dirk Adomat, Land-
tagsabgeordneter und Landrats-
kandidat für Hameln-Pyrmont. 
Der 59 jährige Fischbecker hat 
langjährige kommunalpolitische 
Erfahrung und war fast 30 Jahre 
in verschiedenen Funktionen 
beim Landkreis Hameln-Pyrmont 

tätig. Ich finde, er ist der richtige 
Landrat für Hameln-Pyrmont! 

Macht euch selbst ein Bild. Dafür 
steht Dirk Adomat. 

KEIN JAHR OHNE WAHLEN 

DIRK ADOMAT—LANDRAT FÜR ALLE 

Anständig miteinander umge-
hen.  

Respekt, Wertschätzung und To-
leranz sind wichtige Eckpfeiler in 
unserer Gesellschaft. Sie gewähr-
leisten ein harmonisches Mitei-
nander und einen friedvollen 
Umgang. 

Starke Nachbarschaft. In den so-
zialen Netzwerken haben wir 
nicht selten hunderte ″Freunde″. 
Wie sieht das aber in der Realität 
aus? Hier brauchen wir eine star-
ke Nachbarschaft mehr denn je. 
Es geht mir um eine Gemein-
schaft, die ihre Vielfalt nutzt, 
voneinander lernt, sich vertraut 
und gegenseitig hilft. 

Landrat für alle. Unsere Region 
und ihre Menschen sind mir 
wichtig. Darum möchte ich ge-
meinsam mit Ihnen den Land-
kreis voranbringen. Ihre Ideen 
und Vorstellungen, aber auch Ih-
re Sorgen und Nöte sind Grundla-
ge meiner Arbeit. Kommen Sie 
gerne auf mich zu - ich habe im-
mer ein offenes Ohr! 

Familienfreundliches Hameln-
Pyrmont. Wir sind ein familien-
freundlicher Landkreis. Das wol-
len wir bleiben. Dazu brauchen 
wir mehr bezahlbaren Wohn-
raum. Bildungseinrichtungen von 
der Krippe bis zur berufsbilden-
den Schule müssen bei hoher 
Qualität verlässlich sein. Ein brei-

tes Freizeit- und Kulturangebot 
muss unseren Landkreis aus-
zeichnen. 

 
Wirtschaftsregion Hameln-
Pyrmont. Unsere Region lebt 
von einer starken Wirtschaft.  
Das Weserbergland hat viel zu 
bieten. Diese Potenziale gilt es zu 
nutzen. Unsere Unternehmen 
sichern mit ihren Arbeitsplätzen 
die Lebensgrundlage von Vielen. 
Daher gilt: Eine starke Wirtschaft 
– ein starker Landkreis. Das geht 
nur mit einem engen Austausch 
zwischen der Politik und unseren 
Unternehmen. Weitere Infos fin-
det ihr auch seiner Homepage: 
Landratfueralle.de  
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GIRLS DAY 2020– JETZT BEWERBEN! 

 

Am 26. März 2020 ist wieder Girls Day! Ein Tag 
extra für Mädchen, an dem sie Gelegenheit haben, 
Einblick in verschiedene Berufe zu nehmen. Bun-
desweit stehen ihnen 
die Türen von Unter-
nehmen und Institutio-
nen aus Industrie, 
Handwerk, Wissen-
schaft, Politik und Medi-
en offen. Auch ich 
möchte an diesem Tag 
sein Abgeordnetenbüro 
für eine interessierte 
Schülerin aus dem We-
serbergland öffnen. 
 
Wie sieht der Arbeitstag 
eines Politikers aus? 
Und was hat Politik mit 
mir zu tun? Wie ist es 
eine Rede im Bundestag 
zu halten? Diese und 
andere Fragen kann die 
Schülerin mir in Berlin höchstpersönlich stellen, 
wenn der Abgeordnete dazu einlädt, einen Tag 
lang einen Einblick in den Berliner Politikalltag zu 
bekommen. 
 
Das Angebot ist Teil einer Aktion der SPD-
Bundestagsfraktion. So lernen die Teilnehmerin-

nen nicht nur das eigentliche Büro des Abgeordne-
ten kennen: Neben einer Sonderführung durch das 
Reichstagsgebäude können die Schülerinnen an 

einem Planspiel teilneh-
men und lernen, wie 
Gesetze im Bundestag 
entstehen. Außerdem 
werden erfahrene Politi-
kerinnen den Mädchen 
bei einer Diskussions-
runde Rede und Ant-
wort stehen und zeigen, 
welche Qualifikationen 
notwendig sind, um in 
der Politik engagiert und 
erfolgreich zu arbeiten. 
Da nur ein Platz aus 
dem Wahlkreis zur Ver-
fügung steht, entschei-
det bei Mehrfachbewer-
bungen das Losglück. 
Die Teilnehmerinnen 
müssen zwischen 16 

und 18 Jahren alt sein. 
 
Bewerbungen inklusive eines kurzen Lebenslaufes 
sind bis zum 19. Februar 2020 an die Wahlkreisbü-
ros in Hameln und Holzminden unter der E-
Mailadresse  
johannes.schraps.wk@bundestag.de, möglich.  

mailto:johannes.schraps.wk@bundestag.de

